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Gesetz
über die Verwaltungsrechtspflege
(VRG)

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates vom ....,

beschliesst:

I.

Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) vom 3. Juli 1972 (Stand 1. Sep-
tember 2021) wird wie folgt geändert:

§  154
3. Neue Anträge und Tatsachen

1 Die Parteien können die im vorinstanzlichen Verfahren zur Sache gestellten An-
träge nicht ausdehnen oder inhaltlich ändern.

2 Sie können neue Tatsachen und Beweismittel unterbreiten. 2 Sie können neue Neue Tatsachen und Beweismittel unterbreitensind zu berück-
sichtigen, soweit sie im Zusammenhang mit dem Streitgegenstand stehen.

§  201
6. Parteientschädigung
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1 Wenn an Rechtsmittelverfahren Parteien mit gegensätzlichen Interessen betei-
ligt sind, wird der obsiegenden Partei zulasten jener, die unterliegt oder Rückzug 
erklärt oder auf deren Begehren nicht eingetreten wird, eine angemessene Par-
teientschädigung zugesprochen. In familienrechtlichen Verfahren kann die Partei-
entschädigung abweichend von diesem Grundsatz festgelegt werden.

2 Wenn der Vorinstanz grobe Verfahrensfehler oder offenbare Rechtsverletzun-
gen zur Last fallen, wird der obsiegenden Partei zu Lasten des Gemeinwesens, 
dem die Vorinstanz angehört, eine angemessene Vergütung für ihre Vertretungs-
kosten zugesprochen.

2 Wenn der Vorinstanz grobe Verfahrensfehler oder offenbare Rechtsverletzun-
gen zur Last fallen,In den andern Rechtsmittelverfahren wird der obsiegenden 
Partei zu Lasten des Gemeinwesens, dem die Vorinstanz angehört, eine ange-
messene Vergütung für ihre Vertretungskosten zugesprochen.

II.

Gesetz über das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis (Personalgesetz, PG) vom 
26. Juni 2001 (Stand 1. Januar 2026) wird wie folgt geändert:

§  74
Amtliche Kosten und Vertretungskosten

1 Die amtlichen Kosten werden in einem personalrechtlichen Beschwerdeverfah-
ren um die Hälfte ermässigt.

1bis Im Beschwerdeverfahren nach § 70 Absatz 1 wird der obsiegenden Partei zu-
lasten des Gemeinwesens, dem die Vorinstanz angehört, eine angemessene 
Vergütung für ihre Vertretungskosten zugesprochen.

1bis aufgehoben

2 Vorbehalten bleiben Fälle mutwilliger Beschwerdeführung.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderung tritt am 1. Januar 2028. in Kraft. Sie unterliegt dem fakultativen Re-
ferendum.

Luzern, ...
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Im Namen des Kantonrates
 
Der Präsident/Die Präsidentin: ...
Der Staatsschreiber: ...


